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Anfrage der Abg. II 0 nn e r und Genossen 

an den Bunde~kanzlerJ 

betreffend dia Massenkündigung von"'W:lener Pol~zeibadiensteten ohne Heran­

, ziehung d,er provisorisohen Personalausschüsse. , 

'. 
Vor kurzem wUrclen, bald"' l'lach. d.en ordnungsgemäse ' durohgeführten 

Wahlen d.er Gewerkse-haft der öffentlich Angestellten, g6? Bedienstete der 

Wiencl' Polizei, denen keinerlei Verletzung ihrer . Pflichten vorge,wQrf'en 

weNen . ka.np, duroh dQn Wiener Polizeipräsidenten Holaube.k gekündigt und auf' 

die Strasse geworfen. 

Den gewähl. ten gewerkschaftlichen Vertretern der Polizeibediensto-, 

ten, d.ie auch. als provisorisohe Per.sonalausschUsse zu fungieren haben,Wurd.€ 
\: ., 

.~+' vorher von diesen brutalen Ma:::qenk,1ind.igungen Mi t.teilung gemacht, nooh 
" . .' . I " '. 

Wtätlltfitt1as lfinV'ernehmen mit ihnel}hergestellt~DiGsen prcrvisorischen Personal-

&ussdhUssen' Wurde sogar die Einsicht in die Listen. ,der GekUndigten Ve~e·igor1i. 
Mit q,emErlass des 13undeskanzl erslntes vo:n 18. Juli 1946, \ 

Zl.47.538, wurdmalle Bundesministerion und senst in Betra.cht kommenden 

Dienstste;Llen des Bundes 'aufgefordert, "-bis zur Erlassung einer gesetzliahen 

Persona.lvertretungsvorsohrift die persona.lführenden Dienststellen anzuweisen,· 
"\' ' 

bei. der Regelu~ der Personalan~elegenheiten die'gewerkschaftlich bestellten 

provisorisohen Personalaussohüsse zu einer entsprechenden Mitwirmng h~ra.nzu­

ziehen." Dabe~ wurde ausdrüoklichf~stgestellt, dass die Mitwirkung der 

gewerksohaftliohen Personalausschüase zur Wahr-:.mg 1.i.nd Förderung der Inter­

essen des Personals insbesondere auch die Aritragstollungund stellung in 

Personalangelegenheiten,' s0Y,lei t dadurch die Interessen oine.s einzelnen 

berührt werden, beinha.l tet, wenn eine sol che MaSSnaIDlG geeignet ist, 
. . 

bereohtigte Ansprüohe eines odor mehrerer Bediensteter wesentlich zu beei~ 

träohtigen, 

Es ist klar, dass Massenkündigungen, wie sie der Wiener Polizei­

präsident veri"ugt hat, Personalangelegenhci.'ten sind; d:'G ci,ie Interessen 
'\' 

~a.hlreichel' Bediensteter berühren, zurnal g~ eh UXl"t-or den GekÜndigten, ME3l1Sohen 
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b~;findell, die nach'gesetzliohen Vorschriften· nicht gak'UnQ,igt worden dürfen,' 

die bevorzugt zubehande1naind unddaren soziale La.ga ilj,uf da.s empfind-
.' - . \ 

li'Phste durch die ICündigung bedroht,ist§ 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Bundas­

ka.nz1ernaohfo1gonde 

1.) Ist der Bundeskanzler bereit, clafVJ? lZU sorgen, dass die 

:Bestimmungen des Erlasses' des.Bundeskanzlera~tel2! VC::tl 18.Juli 1946, 
,Zl. 47.538, über die Heranziahung der gewerkschaftlioh bestelltenproV'1aori-' 

sehen Persona1aussohüsse, '8.uoh im :Bereich des BU.l),desministeriuI1s für Inneres . . " 

und ~nsbe$ondere inder W~enerPol~zeidirektio~ eingehalten werden? 

2.) Ist der Bundeskanzler bereit, dafür zu sorgen, dass ,die in 
. . 

Verletzung des erwähnten Erlasses das BundeskanzleramteS vom 18. Jul,i 1946 
\ 

und in offenkUndiger Verletzung za~reicher gesetzlicher Bestimmungen' 

erfoliten Kassenkündigungen von 267 Wiener Polizeibediehstetandurch dan 

,Poli~&ipräsidenten von Wien zuril,ckganommen werl'3.en? 

... ~ ... -.~.~ ... 
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